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Antrag 

der Abgeordneten Dorothee Martin, Martina Koeppen, Kazim Abaci,  
Ole Thorben Buschhüter, Matthias Czech, Gabi Dobusch, Dirk Kienscherf,  

Uwe Lohmann, Dr. Christel Oldenburg, Dr. Mathias Petersen, Lars Pochnicht, 
Frank Schmitt, Michael Weinreich (SPD) und Fraktion 

und 

der Abgeordneten Martin Bill, Phyliss Demirel, Olaf Duge, Mareike Engels,  
Dr. Anjes Tjarks (GRÜNE) und Fraktion 

Betr.: Verständigung zum Faktencheck Fernbahnhof Diebsteich – Bekräfti-
gung des Beschlusses der Bürgerschaft aus der 21. Wahlperiode  

Die Deutsche Bahn AG (DB) plant die Verlagerung des Fernbahnhofs Altona zum 
Standort Diebsteich. Die Planung wurde vom Verkehrsclub Deutschland beklagt,  
aktuell ruht das Projekt. Unter der Führung der Finanzbehörde und Beteiligung weite-
rer Behörden wurden in den letzten Monaten Gespräche mit den Klägern und der Bür-
gerinitiative sowie den weiteren Verfahrensbeteiligten geführt. Am 11. Februar 2020 
legten die Gesprächspartner einen Kompromissvorschlag zur Verlegung des Fern- 
und Regionalbahnhofs Altona vor. 

Mit einem einstimmigen Beschluss (bei Nichtteilnahme der Linksfraktion) unterstützte 
die Bürgerschaft in der abgelaufenen Wahlperiode die Verständigung (vergleiche  
Drs. 21/19943, Neufassung). Mit einer erneuten Beschlussfassung soll auch die neue 
Bürgerschaft der Verständigung eine neue Legitimation verschaffen und dem Senat 
den Beitritt zu dem Vergleich final ermöglichen. Eine umfassende Einbindung der Bür-
gerschaft bei den mit der Verständigung einhergehenden Fragestellungen ist ange-
sichts der Tragweite der Inhalte unabdingbar. 

Die Partner der Verständigung arbeiten parallel auf ein zügiges rechtsgültiges Zustan-
dekommen der Verständigung in Form eines verfahrensbeendenden gerichtlichen 
Vergleichs hin. Der VCD Nord hat angekündigt, bis zum 31. März beim Hamburgi-
schen Oberverwaltungsgericht einen zwischen den Partnern der Verständigung abge-
stimmten Schriftsatz nebst auf der Basis dieser Verständigung gefassten Vergleich 
einzureichen. Die DB Netz AG hat erklärt, nach Zustellung des Schriftsatzes durch 
das Gericht, dass sie das Vergleichsangebot ebenfalls annimmt. Sobald die Freie und 
Hansestadt Hamburg aufgrund eines erneuten Bürgerschaftsbeschlusses in der  
22. Wahlperiode dem Vergleich beigetreten ist, wird auch das Eisenbahn-Bundesamt 
den Vergleich annehmen (vergleiche Punkt 10. des angehängten Einigungspapiers).  

Die Bürgerschaft möge beschließen: 

1. Die Hamburgische Bürgerschaft unterstützt den aus der Anlage zu diesem  
Beschluss ersichtlichen Entwurf einer Verständigung der Verfahrensbeteiligten 
und begrüßt, dass damit eine weitere Verzögerung der Planung vermieden wer-
den kann. 
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2. Der Senat wird ersucht,  

a. die notwendigen Schritte einzuleiten, um zu einem Wirksamwerden und zu 
einer Umsetzung der Verständigung zu kommen,  

b. hierbei eine umfassende Einbindung der Bürgerschaft zu gewährleisten und 
daher fortlaufend über den Sachstand zu berichten. 
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Anlage
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